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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 12/1104 — 


b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/1132, 12/1235 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 14. November 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze 


A. Problem 

Mit dem Vertrag vom 14. November 1990 wird die zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen bestehende 
Grenze endgültig bestätigt. 


B. Lösung 

Ratifizierung des oben genannten Vertrags. 

Der Vertrag bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundge- 
setzes als Voraussetzung für den Austausch der Ratifizierungs- 
urkunden der Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften in 
Form eines Bundesgesetzes. 

Zustimmung bei einer Stimmenthaltung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 12/1104, 12/1132, 12/1235 — 
unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 9. Oktober 1991 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Hans Stercken Christian Schmidt (Fürth) Markus Meckel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Christian Schmidt (Fürth), Markus Meckel 
und Ulrich Irmer 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf eines Ge- 
setzes zu dem Vertrag vom 14. November 1990 zwi- 
schen der Bundesrepubhk Deutschland und der Repu- 
blik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze zunächst in einer Fassung der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP — Drucksache 
12/1104 — in seiner 39. Sitzung am 6. September be- 
raten und dem Auswärtigen Ausschuß federführend 
sowie dem Innenausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. 

Der Innenausschuß hat diesen Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 18. September 1991 beraten. Er hat 
dem federführenden Auswärtigen Ausschuß mit den 
Stimmen der Koahtionsfraktionen, der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS/Linke Liste empfohlen, 
ihm zuzustimmen. 


II. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 14. November 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehen- 
den Grenze — Drucksache 12/1132 — dem Deut- 
schen Bundestag mit Schreiben des Bundeskanzlers 
vom 9. September 1991 und dem Bundesrat am 
16. August d. J. übermittelt. 

Der Bundesrat hat in seiner 634. Sitzung am 27. Sep- 
tember 1991 beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 


Bonn, den 9. Oktober 1991 


keine Einwendungen zu erheben. Hierüber hat die 
Bundesregierung den Deutschen Bundestag unter- 
richtet — Drucksache 12/1235 — , zugeleitet mit 
Schreiben des Bundeskanzlers vom 1. Oktober 1991. 


III. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP — Drucksache 
12/1104 — in seiner 14. Sitzung am 25. September 
1991, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/1132 — , die zugehörige Stellung- 
nahme des Bundesrates und die Unterrichtung durch 
die Bundesregierung — Drucksache 12/1235 — in sei- 
ner 15. Sitzung am 9. Oktober 1991 beraten. 

Die Berichterstatter der Fraktionen betonten den 
engen Zusammenhang mit dem Vertrag der beiden 
Staaten über gute Nachbarschaft und freundschaftti- 
che Zusammenarbeit, abgeschlossen in einer Zeit, in 
der Polen Freiheit und Selbständigkeit, Deutschland 
Einheit und Freiheit wiedererlangt haben und für eine 
gemeinsame Zukunft in Europa gemeinsam arbeiten 
wollen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat dem Entwurf eines Ge- 
setzes zu dem Vertrag vom 14. November 1990 zwi- 
schen der Bundesrepubhk Deutschland und der Repu- 
bhk Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP und der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN bei einer Stimmenthaltimg zu- 
gestimmt und empfiehlt seine Annahme. 


Christian Schmidt (Fürth) Markus Meckel Ulrich Irmer 

Berichterstatter 
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